
 

 

Kurzbericht 

Kommission zu Fragen der Migration und Teilhabe 

(23. - öffentliche - Sitzung am 21. April 2026) 

Tagesordnung: 

1. Diskriminierung und Rassismus im Gesundheitswesen 

Beratung und Beschlussfassung über Erörterungsgegenstände 

(§ 2 Abs. 3 der besonderen GO i. V. m. § 18b Abs. 1 GO LT) 

 

Die Kommission nimmt eine Unterrichtung durch die Landesregierung entgegen und 

führt darüber eine Aussprache. Ferner beschließt sie, voraussichtlich in ihrer für den 

16. Juni 2026 vorgesehenen Sitzung eine Anhörung durchzuführen. 

  

2. Diskriminierungsarme Zugänge zur Gesundheitsversorgung in Niedersachsen schaffen

Beratung und Beschlussfassung über Erörterungsgegenstände 

(§ 2 Abs. 3 der besonderen GO i. V. m. § 18 b Abs. 1 GO LT) 

 

Die Kommission beschließt, den vorliegenden Antrag in die unter TOP 1 geplante Anhö-

rung einzubeziehen und die Beratung im Nachgang zu dieser Anhörung fortzusetzen. 

  

3. Unterrichtung durch die Landesregierung zur Arbeit der Härtefallkommission 

 

Die Kommission nimmt die Unterrichtung entgegen und führt darüber eine Aussprache. 

  

4. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Schulgesetzes

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/9897  

 

dazu: Änderungsvorschlag der Fraktion der SPD, der Fraktion der CDU und der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen sowie Änderungsvorschlag der Fraktion der SPD 

und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 

Die Kommission nimmt in Aussicht, die sich gegenwärtig in Arbeit befindliche gemein-

same Stellungnahme des MigrantenElternNetzwerks Niedersachsen und der Arbeitsge-

meinschaft Migrantinnen, Migranten und Flüchtlinge in Niedersachsen zu dem vorlie-

genden Gesetzentwurf und den Änderungsvorschlägen in ihrer Sitzung am 19. Mai 2026 

zu diskutieren und auf der Grundlage dieses Papiers eine Stellungnahme der Kommis-

sion gegenüber dem Kultusausschuss abzugeben. 

  

5. Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung zur institutionellen Förderung der 

landesweit tätigen Migrantenorganisationen 

Beratung und Beschlussfassung über Erörterungsgegenstände 

(§ 2 Abs. 3 der besonderen GO i. V. m. § 18 b Abs. 1 GO LT) 

 

Die Kommission bittet die Landesregierung um eine Unterrichtung zu diesem Thema in 

einer ihrer kommenden Sitzungen. 

 


